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Hygiene-Ampel für
Gaststätten gescheitert
BERLIN Die Einführung einer bundeswei-
tenHygiene-Ampel fürGaststättenistvom
Tisch. Das Konzept sei gescheitert, weil
sichdieBundesländernichtdarauf einigen
konnten, sagte ein Sprecher von Verbrau-
cherschutzministerin Ilse Aigner (CSU).
Es gebe aber einige Bundesländer, die an
der verpflichtenden Kennzeichnung der
HygienebedingungenvonGaststättenfest-
halten und diese im Alleingang einführen
wollen. „Diesen Bundesländern werden
wir nicht imWege stehen“, sagte er, ohne
die Länder zu benennen. Mit der Ampel
sollten Restaurants und Gaststätten ver-
pflichtetwerden, dieGästebereits amEin-
gang über die Einhaltung vonHygienevor-
schriften zu informieren. dapd

Beschneidungsurteil:
Europas Rabbiner empört
BERLIN Das Kölner Beschneidungsurteil
ist der Konferenz Europäischer Rabbiner
zufolgederschwersteAngriffauf jüdisches
Leben inDeutschland seit demHolocaust.
„Sollte das Urteil Bestand haben, sehe ich
für die Juden in Deutschland keine Zu-
kunft“, sagte der Präsident desVerbandes,
der Moskauer Rabbiner Pinchas Gold-
schmidt.Ergehejedochdavonaus,dassdie
Beschneidung von Knaben aus religiösen
Gründengesetzlich inderBundesrepublik
verankertwird.DasLandgerichtKölnhatte
als erstes Gericht die Beschneidung von
Jungen als Körperverletzung bewertet.
Das Selbstbestimmungsrecht des Kindes
werde dadurch verletzt. dpa

Rentenbetrug in
Griechenland dauert an
ATHEN Viele Griechen erschleichen sich
trotz intensiver Kontrollen weiterhin Zu-
schüsse und Renten verstorbener Men-
schen. Der Chef der größten Rentenkasse
(IKA), Rovertos Spyropoulos, sagte, die
Zahl dieser illegal kassierten Renten und
Zuschüsse werde auf mehrere Tausende
geschätzt. „Wir haben trotz intensiver
Kontrollen festgestellt, dass mindestens
30000 Renten noch vonMenschenmit ei-
nerVollmacht kassiertwerden.“DieKran-
kenkassenimmtaußerdemangeblichBlin-
de ins Visier. Bereits imMärz hatten Kon-
trolleure auf der Ionischen Insel Zakyn-
thos festgestellt, dass statt angeblich 700
Betroffenen tatsächlich nur 60 blind sind.
„Wirkontrollieren jetztdie InselChiosmit
360 Blinden“, sagte der Krankenkassen-
chef. dapd

Mappus droht der
Ausschluss aus der CDU
STUTTGART Dem baden-württembergi-
schen Ex-Ministerpräsidenten Stefan
Mappus (CDU) droht nach Einschätzung
des Politologen Hans-Georg Wehling ein
Parteiausschlussverfahren.„DieCDUwird
mit Mappus brechen müssen“, sagte der
TübingerExperte.WenndieStaatsanwalt-
schaft ihnwegenUntreuebeimEnBW-Ak-
tiendeal anklage, werde das Thema viru-
lent. „Spätestens bei einer Verurteilung
muss die CDU ihn rausschmeißen.“ Es sei
auchmöglich, dassMappus sich selbst zu-
rückziehe. dpa
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Gewerkschaft der Polizei: „Starker Tobak“ / Türkische Gemeinde äußert Verständnis

KIEL/BERLIN/KÖLN Zweigeteil-
tesEcho auf dieRassismusvorwür-
fe des Bundesvorsitzenden der
TürkischenGemeinde inDeutsch-
land, Kenan Kolat. Während die
Behörden seine Kritik zurückwei-
sen, erntet Kolat bei der Türki-
schenGemeindeinSchleswig-Hol-
stein und bei der Bundesarbeitsge-
meinschaft kritischer Polizistin-
nen und Polizisten Verständnis.
Kolatmacht fürdiePannenbeiden
Ermittlungen zur rechtsextremen
TerrorzelleNSUauch einen „insti-
tutionalisiertenRassismus“ der Si-
cherheitsbehörden verantwort-
lich. Diesewürden stets von einem
bestimmten Bild der Migranten
ausgehenunddieses dann struktu-
riert weiterverfolgen, sagte er ges-
tern imDeutschlandfunk.
Den Vorwurf des „institutionel-

len Rassismus“ weist Schleswig-
Holsteins Innenminister Andreas
Breitner„scharfundeindeutig“zu-
rück. „Ich fordere Herrn Kolat auf,
konkrete, nachprüfbare Beispiele
fürRassismusinderschleswig-hol-
steinischen Landespolizei zu nen-
nen oder für immer dazu zu
schweigen“, sagt Breitner unserer
Zeitung. „Ich bin sehr verärgert
über diese falsche und fahrlässige
pauschale Behauptung. Sie diskri-
miniert eine ganze Berufsgruppe,
die mit hoher Professionalität und
rechtsstaatlich korrekt arbeitet.“
DasBundesamt fürVerfassungs-

schutz in Köln stellt zu den Vor-
würfen fest, dassdasFehlverhalten
Einzelner „nicht repräsentativ für
die Arbeit der rund 2700 Beschäf-

tigten“ sei. Einer „möglichen un-
korrekten Arbeitsweise“ werde
nachgegangen. Die kritischen Poli-
zisten sehen das anders: „Herr Ko-
lat hat leider zu 100 Prozent
Recht“, sagt ihr Sprecher Thomas
Wüppesahl in Geesthacht bei
Hamburg. Zudem wundere ihn
stark, dass lediglich seine Arbeits-
gemeinschaft einen Beobachter in
den NSU-Untersuchungsaus-
schuss entsandt habe, nicht aber
die großen Polizeigewerkschaften.

„Das ist auch nicht entschei-
dend“, entgegnet Bernhard Witt-
haut, Bundesvorsitzender der Ge-
werkschaft der Polizei (GdP). Zu-
dem sei bei weitem nicht jede Aus-
schusssitzung öffentlich, und er
stehe im regelmäßigen Kontakt zu
den Akteuren im Ausschuss, versi-
chertWitthaut. Ungeachtet dessen
sei Kolats Rassismus-Vorwurf
„starker Tobak“. Das Gegenteil sei
der Fall, betont der GdP-Bundes-
vorsitzende. In allen Bundeslän-
dernwerdeversucht, „verstärktBe-
amtemitMigrationshintergrund in
den Polizeidienst zu holen“.
Verständnis erntete Kolat hinge-

gen bei der Türkischen Gemeinde
in Schleswig-Holstein (TGSH)mit

Sitz inKiel.Eshabeeinfachzuviele
Pannen gegeben. Viel zu spät seien
diewahrenTäterderAnschlägeauf
Ausländer – nämlich rechtsextre-
meTerroristen – ermitteltworden,
sagt ihr Vorsitzender Dr. Cebel
Küçükkaraca. „Es ist verständlich,
wenn Herr Kolat seine Enttäu-
schung einmal zum Ausdruck
bringt.“
Grundsätzlich seien auch in

Schleswig-Holstein Vorurteile in
Behörden und Institutionen, aber
auchbeiArbeitgebernspürbar,sagt
Küçükkaraca weiter. „Das haben
auch viele unserer Mitglieder
durchlebt.“ Es gebe jedoch Stadt-
Land-Unterschiede. „Im ländli-
chen Raumwerden Türken grund-
sätzlich sehr freundlich empfan-
gen.Daentwickeltsichschnelleine
echte Nachbarschaft.“ Anders in
BallungsräumenwieinKielundan-
deren schleswig-holsteinischen
Städten: „Hier spüren wir institu-
tionelle Diskriminierung. Und
dies,obwohlwiraktivbeteiligt sind
in Arbeitskreisen der Kommunen,
Wohlfahrtsverbänden und Behör-
den, um Teilhabe- und Partizipati-
onsmöglichkeiten der Menschen
mit Migrationshintergrund in di-
versen Lebensbereichen zu ver-
bessern“, sagt der TGSH-Landes-
vorsitzende.
NachdemjüngstenMikrozensus

des Statistischen Bundesamtes im
Jahr 2010 leben in Schleswig-Hol-
stein (2,83 Millionen Einwohner)
knapp 357000 Menschen mit Mi-
grationshintergrund, 54000davon
haben türkischeWurzeln. blu
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„In den Ballungs-
räumen spüren wir
institutionelle
Diskriminierung.“

Dr. Cebel Küçükkaraca
Landesvorsitzender, Türkische
Gemeinde in Schleswig-Holstein

KASSEL Das Bundessozialge-
richt in Kassel hat die derzeiti-
ge Höhe der Hartz-IV-Sätze
bestätigt. Eine Frau hielt „die
Festsetzung der Regelleistung
für Erwachsene“ seit 2011 für
verfassungswidrig und hatte
rund 1000 Euro monatlich als
Unterstützung gefordert. Die
Höhe des Regelsatzes sei nicht
in verfassungswidriger Weise
festgesetztworden,urteilteda-
gegen der 14. Senat gestern
(Az: B 14AS153/11RundB14
AS 189/11 R).

Die Frau hatte unter ande-
rem argumentiert, dass ein
Ausgleich für die Mehrwert-
steuererhöhung von 16 Pro-
zent auf 19 Prozent fehle. „Die
Argumentekönnennichtüber-
zeugen“, betonte der Richter
jedoch. Das Bundesarbeitsmi-
nisterium begrüßte die Ent-
scheidung. Jetzt gebe es ein
„Plus an Rechtssicherheit“.
Verbände und Opposition
zeigten sich enttäuscht.
In einem weiteren Prozess

wiesen Kasseler Richter eine

Klage auf monatlich 20 Cent
mehr Hartz IV ab. Damit steht
fest: Arbeitslose können sich
nicht dagegen wehren, wenn
JobcenterbeiderHartz-IV-Be-
rechnungRundungsfehlerma-
chen.DasBundessozialgericht
(BSG) wies die Klage einer
Thüringerin, die deshalb 20
CentmehrGeldverlangthatte,
als unzulässig zurück. Für sol-
che Hartz-IV-Klagen bestehe
kein Rechtsschutzbedürfnis,
entschied der Senat. (Az.: B 14
AS 35/12 R).

Bis zur Hartz-IV-Reform
2011 mussten die Jobcenter
bei den Leistungen zum Le-
bensunterhalt und denWohn-
kosten eigentlich immer volle
Euro-Beträge auszahlen. Stan-
den bei der Summe aus beiden
Beträgen 49 Cent hinter dem
Komma, war abzurunden, ab
50 Cent aufzurunden. Doch
wegen eines Software-Pro-
blemsverzichtetendieJobcen-
ter vielerorts auf das Runden.
Laut Bundessozialgericht

sind bundesweit noch zahlrei-

che Verfahren zu dieser Frage
anhängig.Mit demUrteil dürf-
ten sie sich erledigt haben.
Neue Klagen sind nicht mehr

zu erwarten: Seit 2011 schrei-
ben die Hartz-Gesetze vor,
dass die Leistungen auf den
Centauszuzahlensind-gerun-

det wird nur noch, wenn sich
bei den Leistungen ein Betrag
mit mehr als zwei Stellen hin-
ter demKomma ergibt. sh:z
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HARTZ IV – DAS GELD FÜR GRUNDBEDÜRFNISSE

Mit demArbeitslosengeld II
(Hartz IV) sollen erwerbsfähige
Menschen ihremateriellen
Grundbedürfnisse decken kön-
nen. Zu Jahresbeginn stieg der
Regelsatz für Hartz-IV-Singles
um10 auf 374 Euro, bei Paar-
Haushalten um jeweils 9 auf 337
EuroundbeiKleinkindernbis fünf

Jahre um4 auf 219 Euro. Bei äl-
teren Kindern blieben die Regel-
sätze unverändert. Der damit ab-
zudeckende Regelbedarf um-
fasst vor allem Ernährung, Klei-
dung, Körperpflege, Hausrat,
Energiekosten sowie persönli-
che Bedürfnisse des täglichen
Lebens. Dazu gehört „in vertret-

baremUmfang“eine„Teilhabeam
sozialen und kulturellen Leben in
derGemeinschaft“. Zusätzlich
zumRegelbedarf kanndieAgen-
tur im Einzelfall Sachleistungen
geben,GeldzahlenodereinDar-
lehengewähren.Dasgilt etwa für
die Erstausstattung einer neuen
WohnungoderfürBabykleidung.

BERLIN Die umstrittene
Präimplantationsdiagnostik
(PID) zur Untersuchung von
Embryonen auf schwere Erb-
krankheiten soll von 2013 an
flächendeckend angeboten
werden können. Wie aus dem
gestern von Gesundheitsmi-
nister Daniel Bahr (FDP) ver-
öffentlichten Entwurf einer
Rechtsverordnung weiter her-
vorgeht,solldieZahlderfürdie
PID zugelassenen Zentren
nicht begrenzt werden.
Bei der Präimplantations-

diagnostik werden künstlich
erzeugte Embryonen vor der
Einpflanzung in den Mutter-
leib auf Erbkrankheiten unter-
sucht. 2011 hatte der Bundes-
tag dieGentests in Ausnahme-
fällengestattet.DasGesetzließ
die Ausgestaltung der Anwen-

dung noch offen und verwies
auf die Rechtsverordnung.
Wie im Gesetz wird in der

nun vorgelegten Verordnung
eine Beratung der Betroffenen
übermedizinische, psychische
und soziale Folgen vorge-
schrieben. Als PID-Zentrum
können Einrichtungen zuge-
lassen werden, die über die
technischenMöglichkeitenso-
wie die nötigen Kenntnisse
undErfahrungenverfügen.Vor
derAnwendungmuss in jedem
Fall eine Ethik-Kommission
entscheiden, deren Einrich-
tung in den Landesgesetzen
geregeltwerden soll. Sie sollen
unabhängig arbeiten und aus
acht Personen bestehen: vier
Medizinern, einemEthiker, ei-
nem Juristen sowie zwei Pati-
entenvertretern. epd

KAIRO/DAMASKUS Diewest-
lichen Länder im UN-Sicher-
heitsrat wollen dem syrischen
Regime eine Frist von zehnTa-
gen setzen, das Töten zu been-
den. Dann sollen Sanktionen
greifen. Russland hat jedoch
bereits angekündigt, auch die-
sen vierten Resolutionsent-
wurf nicht mitzutragen. Der
Entwurf, der in der Nacht im
Rat verhandelt werden sollte,
droht erstmals nichtmilitäri-
sche Sanktionen an.
Unterdessenwurdebekannt,

dassdersyrischeBotschafterin
Irak, Nawaf Faris, dem Regime

vonPräsidentBascharal-Assad
den Rücken kehrte und in das
Lager derOppositionwechsel-
te. Faris rief alle Mitglieder der
regierenden Baath-Partei auf,
seinemBeispiel zu folgen. „Das
Regimehat die Partei zu einem
Werkzeug der Unterdrückung
des Volkes und einem Deck-
mantelfürseineKorruptionge-
macht.“ Zu den syrischen Sol-
daten sagte er: „Ist es nicht Eu-
re Aufgabe, die Grenzen gegen
ausländische Aggression zu
verteidigen und nicht Eure Vä-
ter, Söhne und Freunde als
Feinde zu betrachten?“ dpa

WASHINGTONDieUSAhabenihremilitärischePräsenz
im Persischen Golf gestern massiv verstärkt. Mit dem
Versorger „USS Ponce“ kreuzt nun eine Kommando-
zentrale indenstrategischwichtigenGewässernvorder
iranischen Küste. Das Schiff ergänzt zwei Flugzeugträ-
ger, acht Minenräumer, vier Spezialhubschrauber und
Staffeln an F-22 und F-15 Kampfflugzeugen.
Das im Eiltempo umgerüstete Transport-Schiff der

Navy gibt den amerikanischenMilitärs eine mobile Ba-

sis, vonder aus verschiedeneMissionen imKonfliktmit
Iran unterstützt werden könnten. Falls Teheran seine
Drohungwahrmacht und dieMeeresenge vonHormus
schließt, wird die „USS Ponce“ die Minenräumung ko-
ordinieren. Das Schiff, das für Laien wie ein Öltanker
aussieht, bietet einen Hubschrauber-Landeplatz, kann
Schnellboote insWasser lassenundverfügtüberausrei-
chend Kraftstoff-Reserven, andere Kriegsschiffe mit Öl
zu versorgen. Darüber hinaus lässt sich die „Multifunk-

tions-Plattform“ineineschwimmendeKasernefürSpe-
zial-Streitkräfteverwandeln. „DieBotschaft an Iran lau-
tet: Denkt nicht einmal drüber nach, dieMeeresenge zu
schließen“, sagte ein hoher Pentagon-Mitarbeiter.
Laut „Los Angeles Times“ verstärken die Streitkräfte

ihre Kapazitäten zudemmit Unterwasserdrohnen vom
Typ „SeaFox“. Die in Deutschland entwickelten Syste-
me können ferngesteuert auf „Kamikaze“-Missionen
gegen Seeminen gehen. Thomas J. Spang

US-NAVY

Nachr ichten

Rassismusvorwürfe
sorgen für Empörung

Bundessozialgericht bestätigt den Hartz-IV-Regelsatz

Gentests an Embryonen
sollen erleichtert werden

Westen droht Syrien
mit einem Ultimatum

US-Aufmarsch im Persischen Golf
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